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Niedriglöhne vertreiben den qualifizierten Nachwuch s 
 
Das permanente Plädoyer des Brandenburgischen Wirt-
schaftsministers Junghanns für Niedriglöhne führt nach Mei-
nung des DGB dazu, dass junge qualifizierte Kräfte abge-
schreckt werden, ihre Lebens- und Berufsperspektive in Bran-
denburg zu suchen. Angesichts des sich abzeichnenden Fach-
kräftemangels sei dies eine kontraproduktive Politik, so Dieter 
Scholz, Vorsitzender des DGB, Bezirk Berlin-Brandenburg. Die 
arbeitnehmerfeindliche Haltung des Ministers füge letztlich dem 
Lande Schaden zu. 
 
Lohndumping sei keine zukunftsweisende Strategie für Bran-
denburg, so DGB-Chef Scholz. Das Phänomen „Armut in Arbeit“ 
tauche auch in Brandenburg auf. Der Minister sei also gut bera-
ten, angesichts von Niedriglöhnen zwischen 3 bis 5 Euro dafür 
Sorge zu tragen, dass Arbeitnehmer Einkommen erzielten, die 
wenigstens das Existenzminimum sicherten. Dazu gehöre nach 
Einschätzung des DGB auch die politische Initiative eines Ver-
gabegesetzes, wie es in Berlin bereits existiere. Ein Vergabege-
setz verhindere Lohnunterbietung und sorge über eine Tarif-
treueklausel für verlässliche Einkommen, was wiederum die 
Binnenkonjunktur stärke. Und es schütze die kleinen und mittle-
ren Unternehmen, die chancenlos wären, wenn jeweils der bil-
ligste Jakob das Rennen mache bei der Ausschreibung öffentli-
cher Aufträge. „Ein Vergabegesetz hilft Brandenburg, Anschluss 
zu halten an die Sozialstandards Europas“, so Scholz. 
 
Der DGB-Vorsitzende erinnerte daran, dass  der Ministerpräsi-
dent von Rheinland-Pfalz, Kurt Beck, ein Tariftreuegesetz mit 
den Worten angekündigt habe, es solle Wettbewerbsverzerrun-
gen entgegenwirken, die durch Dumpinglöhne entstünden. Fer-
ner solle die tarifliche Absicherung der Beschäftigten ein We-
sensmerkmal des Gesetzes sein. Das Beispiel Beck sollte 
Schule machen, so Dieter Scholz.  
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